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1. Anwendungsbereich 

1.1 Diese Einkaufsbedingungen finden Anwendung auf  
zwischen der Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der  
angewandten Forschung e. V. München, (im Folgenden 
»Fraunhofer«) und dem Auftragnehmer abgeschlossene 
Kauf-, Werkverträge und Mischformen hiervon sowie  
Vertragsformen eigener Art, die Kauf- oder Werkvertrags-
recht unterfallen. 

1.2 Sie gelten gegenüber Unternehmern, juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtlichen Sonder-
vermögen (§ 310 Abs. 1 BGB). 

2. Vertragsgrundlagen 

2.1 Der Vertrag bedarf der Textform. Dies gilt auch für Ände-
rungen des Vertrags sowie dieser Formabrede. 

2.2 Der Vertragsschluss erfolgt auf Grundlage der nachfolgend 
genannten Bestimmungen. Für die Erfüllung des durch 
Fraunhofer erteilten Auftrags über Lieferungen und Leistun-
gen haben in folgender Reihenfolge Gültigkeit: 

- das Zuschlags- oder Auftragsschreiben mit den darin  
enthaltenen Vertragsbedingungen, 

- die Vergabeunterlagen gemäß § 29 VgV, § 21 UVgO 
bzw. der anzuwendenden Verfahrensordnung einschließ-
lich Antworten auf Bewerber- und Bieterfragen, 

- diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen (AEB), 

- die Nachhaltigkeitsstandards (NHS) der Fraunhofer- 
Gesellschaft e. V. in der jeweils bei Auftragserteilung  
geltenden Fassung, 

- Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung von 
Leistungen (VOL/B) in der jeweils bei Auftragserteilung  
geltenden Fassung, 

- das bezuschlagte Angebot des Auftragnehmers 

- die einschlägigen gesetzlichen und behördlichen Vor-
schriften und Auflagen einschließlich Norm- und Unfall-
verhütungsvorschriften, z.B. CE, VDE, ElektroG usw. in 
der jeweils am Tage der Lieferung geltenden Fassung. 

2.3 Abweichende Vertragsbedingungen des Auftragnehmers – 
insbesondere dessen Allgemeine Geschäftsbedingungen – 
werden nicht Bestandteil des Vertrags. Dies gilt auch dann, 
wenn die Vertragsbedingungen des Auftragnehmers den 
von Fraunhofer gestellten Vertragsbedingungen nicht  
widersprechen. Etwas anderes gilt nur, wenn Fraunhofer 
ausdrücklich in Textform zustimmt. Die stillschweigende  
Annahme von Leistungen des Auftragnehmers sowie Zah-
lungen durch Fraunhofer bedeuten kein Einverständnis mit  
abweichenden Bedingungen des Auftragnehmers. 

2.4 Sofern der Vertrag eine Unterbeauftragung im Rahmen  
einer öffentlichen Projektförderung oder eines öffentlichen 
Auftrags darstellt, ist der Vertrag nur unter dem Vorbehalt 
gültig, dass der entsprechende Zuwendungsbescheid erlas-
sen oder der Hauptauftrag erteilt wird und in Kraft bleibt. 
Die Bestimmungen des Zuwendungsbescheids bzw. des 
Hauptauftrags gelten ergänzend. 

3. Lieferkonditionen 

3.1 Die Lieferung erfolgt gemäß der Klausel DPU der Incoterms 
2020 an den benannten Bestimmungsort oder zur benann-
ten Stelle am Bestimmungsort inkl. Entladung, soweit nicht 
anders vereinbart.   

3.2 Wenn der Lieferant seinen Sitz in Deutschland oder der EU 
hat, ist er verpflichtet, bereits verzollte Ware auszuliefern. 

3.3 Wird nichts anderes vereinbart, so hat der Auftragnehmer 
eine Transportversicherung abzuschließen.  

4. Preise und Zahlungsbedingungen 

4.1 Die vereinbarten Preise sind Nettopreise. Die Umsatzsteuer 
ist, sofern sie anzuwenden ist, gesondert auszuweisen.  

4.2 Der vereinbarte Preis umfasst alle Nebenkosten, insbeson-
dere Transportversicherung, Verpackung, Fracht, Transport 
und in Fällen nach Ziffer 3.2 auch Zollkosten. 

4.3 Zahlungsfristen beginnen frühestens mit dem Rechnungs-,  
jedoch nicht vor dem Wareneingang; falls eine Abnahme  
vorgesehen ist, mit der Abnahme der Lieferung/Leistung. 

4.4 Fraunhofer gerät nur aufgrund einer Mahnung in Verzug,  
§ 286 Abs. 3 BGB gilt nicht. 

5. Weitergabe von Aufträgen an Dritte 

Die Weitergabe von Aufträgen an Dritte und die Vergabe von  
Teilleistungen an Unterauftragnehmer ist ohne Zustimmung von 
Fraunhofer unzulässig. Für die Erteilung ist die Zustimmung in 
Textform ausreichend. Jede Zuwiderhandlung berechtigt  
Fraunhofer, ganz oder teilweise vom Vertrag zurückzutreten. 

6. Liefertermin 

Die von Fraunhofer vorgegebenen Liefertermine sind verbindlich  
(relatives Fixgeschäft). Ist eine Überschreitung des Liefertermins zu 
erwarten, so hat der Auftragnehmer dies unter Angabe der 
Gründe und der zu erwartenden Dauer Fraunhofer unverzüglich in 
Textform anzuzeigen. Etwaige Verzugsfolgen werden durch diese 
Anzeige nicht berührt. 
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7. Terminsicherung 

7.1 Im Falle des Verzugs ist Fraunhofer berechtigt, für jeden Tag 
des Verzugs eine Verzugsentschädigung in Höhe von 0,1 % 
des Wertes desjenigen Teiles der Leistung, der nicht genutzt 
werden kann, insgesamt jedoch höchstens 5 % des Netto-
rechnungswerts, zu beanspruchen. 

7.2 Abweichend von § 341 Abs. 3 BGB kann die Vertragsstrafe 
jederzeit bis zur vollständigen Bezahlung der Rechnung gel-
tend gemacht werden. 

7.3 Die Geltendmachung weitergehender Schadensersatz- 
ansprüche bleibt vorbehalten. In diesem Fall werden die  
Ansprüche aus Ziffer 7.1 angerechnet. 

8. Nachträgliche Sicherheitsleistung  
bei drohendem Mittelverfall 

8.1 Sollte es bei der Durchführung des Vertrags zu Verzögerun-
gen kommen, die sich auch auf die Rechnungsstellung und 
Zahlung auswirken, ist Fraunhofer berechtigt, vom Auftrag-
nehmer nachträglich eine Bürgschaft zu fordern, wenn und 
soweit die konkrete Gefahr eines Verfalls der dem Auftrag 
zugrundeliegenden Fördermittel droht und diese Gefahr 
dadurch abgewendet werden kann, dass die Rechnung vor 
der vollständigen Leistung beglichen wird. 

8.2 Ein Mittelverfall droht insbesondere, wenn Fraunhofer für 
die Finanzierung des Auftrags öffentliche Fördermittel vor-
gesehen hat und deren Auszahlung nach Ablauf bestimm-
ter Fristen nicht mehr möglich ist. Fraunhofer hat dem Auf-
tragnehmer auf Verlangen die konkrete Mittelverfallsgefahr 
durch Vorlage entsprechender Dokumente nachzuweisen. 

8.3 Die Höhe der nachträglich angeforderten Bürgschaft ent-
spricht dem Bruttobetrag, für den Fraunhofer zur Vermei-
dung des Mittelverfalls in Vorleistung gehen muss. Dieser 
Betrag entspricht der gesamten noch ausstehenden Vergü-
tungssumme unabhängig von ihrer Fälligkeit. Die Bürg-
schaft muss von einem in der Europäischen Union zugelas-
senen Kreditinstitut oder Kreditversicherer ausgestellt wer-
den. 

8.4 Hat der Auftragnehmer die Verzögerung zu vertreten, trägt 
er die Kosten der Bürgschaft. Der Auftragnehmer ist in die-
sem Fall verpflichtet, innerhalb einer von Fraunhofer gesetz-
ten angemessenen Frist von mindestens 14 Tagen eine  
unbefristete Bürgschaft über den geforderten Betrag unter 
Verzicht auf die Einreden nach §§ 770, 771 BGB zu über-
senden und den verbürgten Betrag in Rechnung zu stellen. 

8.5 Hat der Auftragnehmer die Verzögerung nicht zu vertreten, 
werden Kostentragung und Bürgschaftskonditionen indivi-
duell zwischen Fraunhofer und Auftragnehmer vereinbart. 

8.6 Die Bürgschaft ist zurückzugeben, sobald der Auftragneh-
mer seine Verpflichtungen vollständig und vertragsgemäß 
erfüllt hat oder sich der Sicherungszweck anderweitig erle-
digt hat. 

9. Versand, Zoll und Exportkontrolle 

9.1 Die Lieferung erfolgt gemäß den Bedingungen aus Ziffer 3,  
zudem ist ihr ein Lieferschein beizufügen. Bei Lieferung aus 
dem Zoll-Ausland hat sich der Auftragnehmer rechtzeitig 
mit der angegebenen Verwendungsstelle wegen der Zoll- 
und Einfuhrabwicklung in Verbindung zu setzen. Der Auf-
tragnehmer hat Fraunhofer rechtzeitig schriftlich mitzutei-
len: den HS-Code, das Ursprungsland und, sofern von 
Fraunhofer angefordert, Lieferantenerklärungen zum  
präferenziellen Ursprung (bei europäischen Auftragneh-
mern) oder Warenverkehrsbescheinigungen (bei Auftrag-
nehmern aus nicht-europäischen Ländern). 

9.2 Der Auftragnehmer hat Fraunhofer – sofern zutreffend – 
ebenfalls rechtzeitig und schriftlich mitzuteilen: die Erfas-
sung des zu liefernden Gutes von einer Position des An-
hangs I der EG-Dual-Use- Verordnung oder der deutschen 
Ausfuhrliste, die Erfassung in der U.S. Commerce Control 
List (konkrete ECCN oder als „EAR99“) oder der USML 
(USML Classification No.). Diese Informationen sind in sämt-
lichen relevanten Unterlagen (insbesondere Angebot, Liefer-
schein und Rechnung) anzugeben. Der Auftragnehmer trägt 
sämtliche Aufwendungen und Schäden, die Fraunhofer auf-
grund des Fehlens oder der Fehlerhaftigkeit dieser Informa-
tionen entstehen. 

10. Abnahme 

Ist eine Abnahme vorgesehen, obliegt der Nachweis für die erfolg-
reiche Abnahme dem Auftragnehmer. Die Abnahme wird in der 
Regel durch ein gemeinsam zu unterzeichnendes Abnahmeproto-
koll dokumentiert. 

11. Rechnungsstellung 

11.1 Alle Rechnungen sind unter Angabe der Fraunhofer-Auf-
tragsnummer an die im Zuschlags- oder Auftragsschreiben 
angegebene Rechnungsadresse zu richten. Solange die 
Rechnung keine Fraunhofer-Auftragsnummer ausweist, 
werden Zahlungsansprüche des Auftragnehmers nicht fällig. 

11.2 Jeder Auftrag ist gesondert abzurechnen. Die Rechnungen 
sind dem Auftragsschreiben entsprechend zu gliedern.  
Teil- und Schlussrechnungen sind als solche zu bezeichnen. 

11.3 Die Umsatzsteuer-Identifikations-Nr. (UIN) von Fraunhofer 
lautet DE 129 515 865. Die ausgestellte Rechnung muss die 
UIN ausweisen. 

12. Gefahrübergang 

Die Gefahr geht mit dem Wareneingang oder – falls eine Ab-
nahme vorgesehen ist – nach Abnahme der Lieferung/Leistung auf 
Fraunhofer über. 

13. Mängelhaftung 

13.1 Die bezuschlagten Spezifikationen und Funktionen gelten 
als vertraglich vereinbart. Bei Mängeln stehen Fraunhofer 
uneingeschränkt die gesetzlichen Ansprüche nach Maßgabe 
des § 14 VOL/B zu. 

13.2 Die bei der Mängelbeseitigung vom Auftragnehmer zu tra-
genden Kosten umfassen in jedem Falle die Aufwendungen 
für die Durchführung der Mängelbeseitigung sowie für die 
Verpackungs-, Transport- und Versicherungskosten. 

13.3 Die Mängelhaftung bezieht sich auch auf Ersatzlieferungen 
und Leistungen einschließlich Nachbesserungsarbeiten. Die 
Verjährungsfrist für die Mängelansprüche wird ab dem Zu-
gang der schriftlichen Mängelanzeige gehemmt, bis der 
Auftragnehmer den Mangel erfolgreich beseitigt oder die 
Ansprüche auf (weitere) Nachbesserung abgelehnt hat. 

13.4 Bei Mängelbeseitigung durch Nachlieferung beginnt die 
Verjährungsfrist erneut, bei Nachbesserung nur, soweit es 
sich um einen gleichartigen Mangel oder um die Folgen  
einer mangelhaften Nachbesserung handelt. 

14. Compliance 

14.1 Der Auftragnehmer hat bei der Ausführung des Auftrags 
alle für ihn geltenden rechtlichen Verpflichtungen einzuhal-
ten, insbesondere Steuern, Abgaben und Beiträge zur  
Sozialversicherung zu entrichten, die arbeitsschutzrechtli-
chen Regelungen einzuhalten und den Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern wenigstens diejenigen Mindestarbeits-
bedingungen einschließlich des Mindestentgelts zu gewäh-
ren, die für die betreffende Leistung insbesondere durch 
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Gesetz, Rechtsverordnung oder allgemein verbindlich erklär-
ten Tarifvertrag verbindlich vorgegeben werden. Unter diese 
Verpflichtung fallen weiterhin die geltenden Rechtsvor-
schriften in Bezug auf Antikorruption, Geldwäsche und  
Kartellrecht sowie die Vorschriften zur Sanktionslisten- und 
Exportkontrolle. 

14.2 Der Auftragnehmer verpflichtet sich, durch sorgfältige Aus-
wahl seiner Unterauftragnehmer und Zulieferer und deren 
zumutbarer Überwachung sicherzustellen, dass auch durch 
diese im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis mit 
Fraunhofer keine Rechtsverstöße begangen werden. 

14.3 Die Vertragspartner leisten gegenseitige Unterstützung  
bezüglich der Maßnahmen zur Verhinderung von  
Compliance-Verstößen im Rahmen der Vertragsdurchfüh-
rung. Insbesondere informieren sich die Vertragspartner  
unverzüglich gegenseitig, wenn diese konkrete Kenntnis  
eines wesentlichen Verstoßes gegen straf- und bußgeldbe-
wehrte Vorschriften der geltenden rechtlichen Verpflichtun-
gen aus Ziffer 14.1 und/oder einer behördlichen Ermittlung 
oder eines Gerichtsverfahrens durch bzw. gegen den Ver-
tragspartner selbst, seine Mitarbeitenden, Führungskräfte 
oder verbundenen Unternehmen, Vertreter und sonstige im  
Zusammenhang mit dem Vertrag stehende Unternehmen 
erlangen und dies im konkreten Zusammenhang mit diesem 
Vertrag steht. Dies gilt nicht, wenn gesetzliche Gründe oder 
ein Verbot der Ermittlungsbehörden bezüglich der Informa-
tionspflicht entgegenstehen. 

14.4 Die vorgenannten Verpflichtungen des Auftragnehmers  
gelten rückwirkend zum Zeitpunkt der ersten Kontaktauf-
nahme der Vertragspartner. 

15. Nachhaltigkeitsstandards 

15.1 Der Auftragnehmer verpflichtet sich zur Einhaltung der Ver-
tragsbestandteil gewordenen »Nachhaltigkeitsstandards für 
Lieferanten der Fraunhofer-Gesellschaft (NHS)«. Der Auf-
tragnehmer ist verpflichtet, Fraunhofer von Ansprüchen 
Dritter freizustellen, die sich aus einem Verstoß gegen die 
Nachhaltigkeitsstandards für Lieferanten von Fraunhofer  
ergeben, es sei denn, er weist nach, dass er den Verstoß 
nicht zu vertreten hat.  

15.2 Bei Verstößen des Auftragnehmers gegen die NHS ist  
Fraunhofer berechtigt, die Vertragserfüllung auszusetzen, 
wenn der Verstoß nicht nach angemessener Fristsetzung 
beseitigt wird. Weitergehende Rechte nach Ziffer 16 bleiben 
unberührt. 

16. Beendigung des Vertragsverhältnisses  
aus wichtigem Grund 

16.1 Fraunhofer kann aus wichtigem Grund vom Vertrag zurück-
treten oder den Vertrag mit sofortiger Wirkung kündigen, 
insbesondere wenn 

- der Auftragnehmer erhebliche Verstöße gegen Ziffer 14 
(Compliance), 15 (Einhaltung der Nachhaltigkeitsstan-
dards für Lieferanten – NHS) oder Ziffer 21 (Geheimhal-
tung) begeht, 

- vor vollständiger Erfüllung des Vertrags durch den Auf-
tragnehmer ein Tatbestand nach § 123 Abs. 1–4 GWB 
verwirklicht wird und dem Auftragnehmer nicht unver-
züglich nach Zugang der Rücktrittserklärung der Nach-
weis der Selbstreinigung nach § 125 GWB gelingt, 

- die Integrität des Auftragnehmers wegen einer nachweis-
lichen schweren Verfehlung, z. B. Straftaten gegen den 
Wettbewerb (§§ 298 ff. StGB), Straftaten im Amt (§§ 331 
ff.  StGB), Subventionsbetrug (§ 264 StGB) oder ähnlichen 
Handlungen außerhalb korrekter geschäftlicher Gepflo-
genheiten infrage gestellt ist, 

- der Auftragnehmer im Vergabeverfahren vorsätzlich  
oder fahrlässig irreführende Informationen übermittelt 
hat, insbesondere in Bezug auf Eignungskriterien oder 
Ausschussgründe, die die Vergabeentscheidung erheblich  
beeinflusst haben, 

- das Angebot des Auftragnehmers auf wettbewerbsbe-
schränkenden Absprachen im Sinne von § 298 StGB  
beruht. 

- der Auftragnehmer der Forderung nach einer Sicherheits-
leistung gemäß Ziffer 8.1 in Verbindung mit Ziffer 8.4 
nicht fristgerecht nachkommt. 

Gleiches gilt, wenn über das Vermögen des Auftragneh-
mers ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfah-
ren beantragt oder eröffnet worden ist und dies zu einem 
signifikant gesteigerten Risiko für die vertragskonforme 
Leistungserbringung führt. 

16.2 Beendet Fraunhofer den Vertrag gemäß Ziffer 16.1, so ist 
Fraunhofer berechtigt, die bereits empfangenen Leistungen 
zurückzugeben. Eine bereits erfolgte (Teil-)Abnahme steht 
dem nicht entgegen. Teilleistungen sind, soweit Fraunhofer 
hierfür Verwendung hat, zu den vertraglich vereinbarten 
Preisen zu vergüten. Für zurückgegebene Leistungen hat 
der Auftragnehmer das dafür bereits gezahlte Entgelt an 
Fraunhofer zurückzuerstatten. 

16.3 In Fällen von Ziffer 16.1 S. 1 hat der Auftragnehmer  
Fraunhofer alle Schäden zu ersetzen, die unmittelbar oder 
mittelbar durch die Beendigung des Vertrags entstehen. 
Von den gesetzlichen Regelungen bleiben lediglich §§ 347 
bis 351 und 354 BGB unberührt. 

16.4 Liegen wichtige Gründe nach Ziffer 16.1 S.1 vor, so hat der 
Auftragnehmer Fraunhofer unabhängig vom Fortbestand 
des Vertrags eine Vertragsstrafe in Höhe von 5 % des Net-
torechnungswerts zu zahlen. Schadensersatzansprüche 
nach Ziffer 16.3 bleiben unberührt. 

17. Rücknahme- und Entsorgungspflicht 

Der Auftragnehmer steht für die in § 19 Abs. 1 des Elektro- 
gesetzes und § 15 des Verpackungsgesetzes enthaltenen Rück-
nahme- und Entsorgungspflichten ein und trägt etwaige dadurch 
entstehende Kosten.  

18. Ersatzteilhaltung 

Für einen Zeitraum von 5 Jahren, gerechnet ab dem Warenein-
gang bzw. falls eine Abnahme vorgesehen ist, vom Zeitpunkt der 
Abnahme des Liefergegenstandes, verpflichtet sich der Auftrag-
nehmer, Ersatzteile vorzuhalten und im Bedarfsfall zu marktübli-
chen Preisen anzubieten.  

19. Schutzrechte 

19.1 Der Auftragnehmer sichert zu, dass ihm keine Rechte Dritter 
oder andere Rechtsmängel bekannt sind, die der Nutzung 
der geschuldeten Leistung entgegenstehen würden. 

19.2 Der Auftragnehmer übernimmt die Haftung gegenüber 
denjenigen, die eine Verletzung von Schutzrechten gegen-
über Fraunhofer geltend machen. Er wird Fraunhofer sofort 
von sämtlichen derartigen Ansprüchen freistellen und sämt-
liche damit in Zusammenhang stehende Nachteile und 
Schäden ersetzen. Sonstige Ansprüche von Fraunhofer  
z. B. auf Rücktritt, Minderung oder Schadensersatz bleiben 
unberührt. 

19.3 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, im Angebot kenntlich  
zu machen, wenn Third-Party-Software- und/oder Open-
Source-Software-Komponenten für die Nutzung des  
Leistungsgegenstands erforderlich sind. 
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19.4 Sofern im Rahmen der Auftragsdurchführung Leistungen 
erbracht werden, bei denen urheberrechtlich geschützte 
Werke oder Erfindungen entstehen, räumt der Auftragneh-
mer Fraunhofer an allen im Zusammenhang mit diesem  
Vertrag erzielten Arbeitsergebnissen ohne gesonderte Ver-
gütung das ausschließliche räumlich, zeitlich und inhaltlich 
unbeschränkte, unwiderrufliche und unkündbare Recht an 
sämtlichen bekannten und unbekannten Nutzungsarten ein. 
Soweit der Auftragnehmer für die Durchführung der ihm 
erteilten Aufträge Dritte unterbeauftragt, ist er verpflichtet, 
durch eine entsprechende vertragliche Regelung die Über-
tragung / Einräumung von Nutzungsrechten in diesem 
Sinne auf Fraunhofer sicherzustellen. 

20. Forderungsabtretung und Aufrechnung 

20.1 Die Abtretung einer Forderung des Auftragnehmers gegen 
Fraunhofer, auch innerhalb des Konzernverbunds des Auf-
tragnehmers, bedarf der vorherigen schriftlichen Zustim-
mung von Fraunhofer. 

20.2 Der Auftragnehmer hat ein Aufrechnungs- oder Zurückbe-
haltungsrecht nur wegen rechtskräftig festgestellter oder 
unbestrittener Gegenforderungen. Der Auftragnehmer 
kann ein Zurückbehaltungsrecht nur ausüben, wenn sein 
Gegenanspruch auf demselben Vertragsverhältnis beruht. 

21. Geheimhaltung 

21.1 Der Auftragnehmer verpflichtet sich, über alle ihm während 
der Vertragsdurchführung bekanntwerdenden Geschäfts- 
und Betriebsgeheimnisse, alle ihm bekannt gewordenen 
Herstellungsverfahren und sonstigen persönlichen,  
geschäftlichen und betrieblichen Sachverhalte während und 
nach Beendigung des Vertragsverhältnisses vertraulich zu 
behandeln.  

21.2 Der Auftragnehmer hat bei der Einbindung von Mitarbei-
tenden darauf zu achten, dass geheimhaltungsrelevante  
Informationen nur in dem Ausmaß weitergegeben werden, 
wie es für die ordnungsgemäße Durchführung des Auftrags 
unerlässlich ist. Der Auftragnehmer stellt sicher, dass seine 
Mitarbeitenden im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten 
zur Geheimhaltung entsprechend Ziffer 21.1 verpflichtet 
sind. 

21.3 Sämtliche von Fraunhofer an den Auftragnehmer überge-
bene Unterlagen und evtl. davon gefertigte Kopien sind auf 
Anforderung durch Fraunhofer, jedoch spätestens bis zum 
Ablauf des Vertrags zurückzugeben. Fraunhofer ist berech-
tigt, an Stelle der Herausgabe ganz oder teilweise die  
sichere Löschung oder Vernichtung zu verlangen. Diese ist 
Fraunhofer auf Verlangen und nach ihrer Wahl durch ent-
sprechende Erklärung oder anderweitig nachzuweisen.  
Gesetzliche Aufbewahrungspflichten bleiben hiervon unbe-
rührt. 

22. Datenschutz 

22.1 Der Auftragnehmer stellt sicher, dass alle Personen, die von 
ihm mit der Bearbeitung oder Erfüllung des Vertrags betraut 
sind, die gesetzlichen Bestimmungen über den Datenschutz 
beachten.  

22.2 Verarbeitet der Auftragnehmer für Fraunhofer personenbe-
zogene Daten im Auftrag, schließen die Vertragsparteien  
einen Vertrag zur Auftragsverarbeitung (AVV) nach Art. 28 
DSGVO. Bei gemeinsamer Verantwortlichkeit schließen die 
Vertragsparteien eine zusätzliche Vereinbarung nach Art. 26 
DSGVO. 

23. Referenznennung und Marken-/Logonutzung 

23.1 Die Referenznennung von Fraunhofer zu kommerziellen 
Zwecken des Auftragnehmers ist sowohl in digitaler wie 
analoger Form nur nach ausdrücklicher Zustimmung von 
Fraunhofer gestattet.  

23.2 Gleiches gilt für die Nutzung des als Marke eingetragenen 
Logos von Fraunhofer durch den Auftragnehmer. 

24. Anwendbares Recht,  
Erfüllungsort und Gerichtsstand 

24.1 Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter 
Ausschluss des UN-Kaufrechts. 

24.2 Erfüllungsort für Lieferungen/Leistungen ist die vereinbarte 
Adresse. Erfüllungsort für Zahlungen ist München. 

24.3 Gerichtsstand für sämtliche Streitigkeiten im Zusammen-
hang mit dem Vertrag oder diesen AEB ist München.  

25. Sonstiges 

25.1 Sollten einzelne oder mehrere Bestimmungen ganz oder 
teilweise unwirksam sein oder werden, so wird hiervon  
die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt.  
Gleiches gilt im Fall einer Regelungslücke. Die Vertrags-
partner werden in diesem Fall die ungültige Bestimmung 
durch eine wirksame Bestimmung ersetzen, welche dem 
wirtschaftlichen Zweck der ungültigen Bestimmung mög-
lichst nahekommt. 

25.2 Nebenabreden, Änderungen und Ergänzungen bedürfen zu 
ihrer Wirksamkeit mindestens der Textform. Gleiches gilt, 
wenn das Erfordernis der Textform abbedungen werden 
soll. 

25.3 Diese Einkaufsbedingungen der Fraunhofer-Gesellschaft e. V. 
sind auf Deutsch und Englisch abgefasst. Beide Fassungen 
sind gleichermaßen verbindlich. Bei Abweichungen oder 
Unklarheiten zwischen den Sprachversionen hat jedoch die 
deutsche Fassung Vorrang und ist für die Auslegung dieser 
Bedingungen ausschließlich maßgeblich. 

Kontakt 
— 

Herausgeber 

Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der  

angewandten Forschung e. V. 

Hansastraße 27 c, 80686 München 

https://www.fraunhofer.de 
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1. Allgemeines

1.1  Diese Nachhaltigkeitsstandars (NHS) formulieren die 
Anforderungen an Lieferanten (=gleichlautend Zulieferer 
Auftragnehmer, Geschäftspartner, Dienstleister etc.) der 
Fraunhofer-Gesellschaft (FhG), die sie bei ihren geschäft-
lichen Transaktionen mit der FhG (Leistungsanbahnung 
bis Auftragsausführung), und im geschäftlichen Umgang 
mit ihren eigenen Mitarbeitenden, Lieferanten und ande-
ren Interessengruppen einzuhalten haben. 

1.2   Die in diesen NHS formulierten Anforderungen gelten 
gegenüber Unternehmen, juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtlichen Institu-
tionen mit Sondervermögen (§ 310 Abs. 1 Bürgerliches 
Gesetzbuch, BGB) und anderen Geschäftspartnern, die 
an der Erbringung von Liefer- und Dienstleistungen für 
die FhG beteiligt sind. 

1.3  Der Lieferant stellt sicher, dass die in den NHS festge-
legten menschrechtsbezogenen, umweltbezogenen und 

-
lang seiner Lieferkette angemessen adressiert werden. 

vertragliche Regelungen zur Einhaltung der NHS oder 
gleichwertiger Nachhaltigkeitsstandards und zur vertrag-
lichen Weitergabe der Vorgaben in der Lieferkette. Der 
Lieferant stellt dem Zulieferer spätestens bei Vertrags-
schluss die NHS oder gleichwertige Nachhaltigkeitsstan-
dards in geeigneter Form zur Verfügung.

2. Einhaltung von Gesetzen und Verordnungen

2.1  Der Lieferant, der im Rahmen des Vertragsverhältnisses 
mit der FhG tätig ist, hat die nationalen Gesetze und 
Verordnungen einzuhalten. Sollten sich die nationalen 
Gesetze und Verordnungen der relevanten Länder wider-
sprechen, so rangieren gesetzliche Normen vor unter-
gesetzlichen Normen. Im Falle sich widersprechenden 
Rechts auf gleicher Stufe resultiert kein Vertragsbruch 
aus der Einhaltung einer der Normen und dem daraus 
resultierenden Verstoß gegen eine andere. Der Lieferant 

-
telbaren und mittelbaren Lieferanten und deren zumut-
barer Überwachung darauf hinzuwirken, dass auch durch 
diese im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis mit 
der FhG keine Rechtsverstöße begangen werden.

2.2 -
tung folgender Gesetze und Verordnungen:

(1)  Der Lieferant stellt sicher, dass geeignete Maßnah-
men zur Korruptionsprävention sowie zur Verhin-
derung von Beschleunigungszahlungen im Ausland 
und Zuwendungen an Interessengruppen getroffen 
werden.

ILO-Kernarbeitsnormen (www.ilo.org) festgelegten 
Mindeststandards einzuhalten.

einzuhalten. 

Nachhaltigkeitsstandards für  
Lieferanten der Fraunhofer-Gesellschaft
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3. Menschen- und Arbeitsrechte 

3.1
der Menschenrechte, wie sie im Global Compact der 
Vereinten Nationen, der Internationalen Menschen-
rechtscharta, der Erklärung der Internationalen Arbeits-
organisation über die grundlegenden Prinzipien und 
Rechte bei der Arbeit vom 18. Juni 1998, den Leitprinzi-
pien der Vereinten Nationen für Wirtschaft und Men-
schenrechte vom 16. Juni 2011 und dem Lieferketten-

»LkSG«) 
und den in der Anlage zum LkSG erwähnten Überein-
kommen festgelegt sind. 

3.2
menschenrechtsbezogenen Vorgaben einzuhalten und 
aktiv das Risiko eines Verstoßes gegen eines der folgen-
den Verbote durch Handlungen und Unterlassungen 
entlang seiner Lieferkette zu minimieren:

(1)  Verbot der Beschäftigung eines Kindes unter dem 
Alter, mit dem nach dem Recht des Beschäftigungsor-

-
alter 15 Jahre nicht unterschreiten darf.

(2)  Verbot der schlimmsten Formen der Kinderarbeit für 
Kinder unter 18 Jahren (z. B. alle Formen der Sklaverei 
oder alle sklavereiähnlichen Praktiken, Kinderhan-
del, Schuldknechtschaft und Leibeigenschaft sowie 

eines Kindes zur Prostitution, gesundheitsschädliche 
Arbeiten).

(3)  Verbot der Beschäftigung von Personen in Zwangs-
arbeit; dies umfasst jede Arbeitsleistung oder Dienst-
leistung, die von einer Person unter Androhung von 
Strafe verlangt wird und für die sie sich nicht freiwillig 
zur Verfügung gestellt hat, etwa in Folge von Schuld-
knechtschaft, Menschenhandel.

(4)  Verbot aller Formen der Sklaverei, sklavenähnlicher 
Praktiken, Leibeigenschaft oder anderer Formen von 
Herrschaftsausübung oder Unterdrückung im Umfeld 
der Arbeitsstätte, etwa durch extreme wirtschaftliche 
oder sexuelle Ausbeutung und Erniedrigungen.

(5)  Verbot der Missachtung der nach dem Recht des 
-

schutzes, wenn hierdurch die Gefahr von Unfällen bei 
der Arbeit oder arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren 
entstehen.

(6)  Verbot der Missachtung der Koalitionsfreiheit 
(bspw. Gründung, Beitritt, Mitgliedschaft in einer 
Gewerkschaft).

(7)  Verbot der Ungleichbehandlung in Beschäftigung, 
etwa aufgrund von nationaler und ethnischer Abstam-
mung, sozialer Herkunft, Gesundheitsstatus, Behin-
derung, sexueller Orientierung, Alter, Geschlecht, 
politischer Meinung, Religion oder Weltanschauung, 
sofern diese nicht in den Erfordernissen der Beschäfti-
gung begründet ist. Eine Ungleichbehandlung umfasst 
insbesondere die Zahlung ungleichen Entgelts für 
gleichwertige Arbeit.

(8)   Verbot des Vorenthaltens eines angemessenen Lohns; 
der angemessene Lohn ist mindestens der nach 
dem anwendbaren Recht festgelegte Mindestlohn 
und bemisst sich ansonsten nach dem Recht des 
Beschäftigungsortes.

(9)   Verbot der Herbeiführung einer schädlichen Boden-
veränderung, Gewässerverunreinigung, Luftver-
unreinigung, schädlichen Lärmemission oder eines 
übermäßigen Wasserverbrauchs.

(10)  Verbot der widerrechtlichen Zwangsräumung und das 
Verbot des widerrechtlichen Entzugs von Land, von 
Wäldern und Gewässern bei dem Erwerb, der Bebau-
ung oder anderweitigen Nutzung von Land, Wäldern 
und Gewässern, deren Nutzung die Lebensgrundlage 
einer Person sichert.

(11)  Verbot der Beauftragung oder Nutzung privater oder 
öffentlicher Sicherheitskräfte zum Schutz des unter-
nehmerischen Projekts, wenn aufgrund mangelnder 
Unterweisung oder Kontrolle seitens des Unterneh-
mens bei dem Einsatz der Sicherheitskräfte z. B. Leib 
oder Leben verletzt werden.

das unmittelbar geeignet ist, in besonders schwer-
wiegender Weise eine geschützte Rechtsposition 
zu beeinträchtigen und dessen Rechtswidrigkeit bei 
verständiger Würdigung aller in Betracht kommenden 
Umstände offensichtlich ist.
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3.3 -
nen Vorgaben entlang seiner Lieferkette angemessen wie 
folgt zu adressieren: 

(1)  Der Lieferant soll wirksame Prozesse sowie systema-
tische und angemessene Sorgfaltsmaßnahmen zum 
aktiven Schutz der Menschenrechte etablieren mit dem 
Ziel, potenzielle und tatsächliche negative Auswirkun-
gen auf Menschenrechte innerhalb seiner Lieferkette 

und zu beenden.

(2)  Der Lieferant schult seine Mitarbeitenden dahin-
gehend, dass die Einhaltung der Menschenrechte 

Regelungen und Rahmenbedingungen schaffen, 
um die Übernahme von sozialer Verantwortung und 
dem Schutz von Menschenrechten systematisch zu 
gewährleisten.  

(3)  Wird bei dem Lieferanten ein erhöhtes Risiko fest-

festgelegten Präventionsprogramm teilzunehmen, um 
diese Risiken zu minimieren oder zu vermeiden. 

(4)  Wird bei dem Lieferanten ein Verstoß festgestellt, 

Lieferanten gemeinsam erarbeiteten Abhilfemaß-
nahmenprogramm zur Erlangung der Selbstreinigung 
teilzunehmen (Siehe dazu Ziffer 6).

4. Umwelt- und Klimaschutz 

4.1
grundlegender Umweltstandards und zur Minimierung 
eines von ihm oder in seiner Lieferkette ausgehenden 
umweltbezogenen Risikos, wie sie im Lieferkettensorg-

4.2 -
ten Verbote und Gebote einzuhalten und aktiv das Risiko 
eines Verstoßes gegen eines der folgenden Verbote und 
Gebote durch Handlungen und Unterlassungen entlang 
seiner Lieferkette zu minimieren:

(1)  Verbot der Herstellung von mit Quecksilber versetzten 
Produkten.

(2)  Verbot der Verwendung von Quecksilber und Queck-
silberverbindungen bei Herstellungsprozessen im 
Sinne des Artikels 5 Absatz 2 und Anlage B Teil I des 

Minamata-Übereinkommens ab dem für die jeweiligen 
Produkte und Prozesse im Übereinkommen festgeleg-
ten Ausstiegsdatum.

(3)  Verbot der Behandlung von Quecksilberabfällen ent-
gegen den Bestimmungen des Artikels 11 Absatz 3 
des Minamata-Übereinkommens.

(4)  Verbot der Produktion und Verwendung von Chemika-
lien nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a und Anlage A 
des Stockholmer Übereinkommens vom 23. Mai 2001 
über persistente organische Schadstoffe.

(5)  Verbot der nicht umweltgerechten Handhabung, 
Sammlung, Lagerung und Entsorgung von Abfällen.

(6)  Verbot der Ausfuhr gefährlicher Abfälle im Sinne des 
Artikel 1 Absatz 1 und anderer Abfälle im Sinne des 
Artikels 1 Absatz 2 des Basler Übereinkommens über 
die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung 
gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung.

(7)  Verbot der Ausfuhr gefährlicher Abfälle von in Anlage 
VII des Basler Übereinkommens aufgeführten Staaten 
in Staaten, die nicht in Anlage VII aufgeführt sind.

(8)  Verbot der Einfuhr gefährlicher Abfälle und ande-
rer Abfälle aus einer Nichtvertragspartei des Basler 
Übereinkommens (Artikel 4 Absatz 5 des Basler 
Übereinkommens).

4.3 -
gaben entlang seiner Lieferkette angemessen wie folgt zu 
adressieren: 

(1)  Der Lieferant soll wirksame Prozesse sowie systema-
tische und angemessene Sorgfaltsmaßnahmen zum 
aktiven Schutz der Umwelt etablieren mit dem Ziel, 
potenzielle und tatsächliche negative Auswirkungen 
auf die Umwelt innerhalb seiner Lieferkette zu identi-

beenden.

(2)  Der Lieferant schult seine Mitarbeitenden dahin-
gehend, dass die Einhaltung der Umweltstandards 

Regelungen und Rahmenbedingungen schaffen, um 
den Schutz der Umwelt systematisch zu gewährleisten.  
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(3)  Wird bei dem Lieferanten ein erhöhtes Risiko fest-

festgelegten Präventionsprogramm teilzunehmen, um 
diese Risiken zu minimieren oder zu vermeiden. 

(4)  Wird bei dem Lieferanten ein Verstoß festgestellt, 

Lieferanten gemeinsam erarbeiteten Abhilfemaß-
nahmenprogramm zur Erlangung der Selbstreinigung 
teilzunehmen (Siehe dazu Ziffer 6).

5. Transparenz und Kontrolle

5.1 -
nehmen etablierten Prozesse, Systeme, Regelungen und 
Maßnahmen zu menschenrechtlichen und ökologischen 

-
langen der FhG, Auskunft darüber zu erteilen. 

5.2  Die FhG ist berechtigt, die vom Lieferanten etablierten Pro-
zesse zu menschenrechtlichen und ökologischen Sorgfalts-

-
maßnahmen im Zusammenhang mit Menschenrechten 
und Umweltstandards, sowie die fristgemäße Umsetzung 
eines Präventionsprogramms oder Abhilfemaßnahmen-
plans zu den üblichen Betriebs- und Geschäftszeiten in 
angemessener Weise risikobasiert zu kontrollieren, zu  
auditieren oder durch einen von der FhG beauftragten 
Dritten kontrollieren oder auditieren zu lassen.

5.3
NHS an die FhG zu melden. Zur Abgabe der Meldung soll 
das Hinweisgebersystem der FhG genutzt werden.

5.4  Der Lieferant gewährleistet den ungehinderten Zugang 
der bei ihm beschäftigten Mitarbeitenden zum Hinweis-
gebersystem der FhG. Er unternimmt insbesondere keine 
Handlungen, die den Zugang zu dem Hinweisgeber-
system der FhG versperren oder erschweren oder bei 
ihm beschäftigte Mitarbeitende aufgrund der Nutzung 
des Hinweisgebersystems der FhG benachteiligen oder 
bestrafen. 

5.5  Der Lieferant soll seine Geschäftspartner, Lieferanten 
und andere Interessengruppen in relevanten Geschäfts-
beziehungen über die Möglichkeit informieren, vermutete 
Verstöße (anonym und vertraulich) zu melden, indem sie 
das Hinweisgebersystem der FhG nutzen. 

6. Abhilfemaßnahmen beim Verursacher

6.1  Wird bei dem Lieferanten ein Verstoß festgestellt, ver-
-

ranten gemeinsam erarbeiteten Abhilfemaßnahmenpro-
gramm zur Erlangung der Selbstreinigung teilzunehmen.

Erarbeitung und Umsetzung eines Plans zur Behebung 
des Missstandes. 

(2)  Der Lieferant akzeptiert ein temporäres Aussetzen der 
Geschäftsbeziehung während der Bemühungen zur 
Risikominimierung. 

6.2  Der Lieferant akzeptiert den Abbruch einer Geschäftsbe-
ziehung sofern 

(1)  die Verletzung einer geschützten Rechtsposition oder 
-

gend bewertet wird, 

(2)  die Umsetzung der im Konzept erarbeiteten Maß-
nahmen nach Ablauf der im Konzept festgelegten Zeit 
keine Abhilfe bewirkt, 

(3)  der FhG keine anderen milderen Mittel zur Verfügung 

FhG nicht aussichtsreich erscheint.

Weiterführende Informationen 

   Hinweisgebersystem der Fraunhofer- 
Gesellschaft (BKMS® System)



VOL Teil B 

Allgemeine Vertragsbedingungen 

für die Ausführung von Leistungen 

(VOL/B) 

 

Fassung 2003 

 

 

Präambel 

 

Die nachstehenden Allgemeinen Vertragsbedingungen sind bestimmt für Verträge über 

Leistungen, insbesondere für Dienst-, Kauf- und Werkverträge sowie für Verträge über die 

Lieferung herzustellender oder zu erzeugender beweglicher Sachen. 

 

§ 1 

Art und Umfang der Leistungen 

 

1. Art und Umfang der beiderseitigen Leistungen werden durch den Vertrag bestimmt. 

 

2. Bei Widersprüchen im Vertrag gelten nacheinander 

a) die Leistungsbeschreibung 

b) Besondere Vertragsbedingungen 

c) etwaige Ergänzende Vertragsbedingungen 

d) etwaige Zusätzliche Vertragsbedingungen 

e) etwaige allgemeine Technische Vertragsbedingungen 

f) die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B). 

 

 

§ 2 

Änderungen der Leistung 

 

1. Der Auftraggeber kann nachträglich Änderungen in der Beschaffenheit der Leistung im 

Rahmen der Leistungsfähigkeit des Auftragnehmers verlangen, es sei denn, dies ist für den 

Auftragnehmer unzumutbar. 

 . . . 



-  - 2

2.  Hat der Auftragnehmer Bedenken gegen die Leistungsänderung, so hat er sie dem 

Auftraggeber unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Teilt der Auftraggeber die Bedenken des 

Auftragnehmers nicht, so bleibt er für seine Angaben und Anordnungen verantwortlich. Zu 

einer gutachtlichen Äußerung ist der Auftragnehmer nur aufgrund eines gesonderten Auftrags 

verpflichtet. 

 

3.  Werden durch Änderung in der Beschaffenheit der Leistung die Grundlagen des Preises für 

die im Vertrag vorgesehene Leistung geändert, so ist ein neuer Preis unter Berücksichtigung 

der Mehr- und Minderkosten zu vereinbaren. In der Vereinbarung sind etwaige Auswirkungen 

der Leistungsänderung auf sonstige Vertragsbedingungen, insbesondere auf 

Ausführungsfristen, zu berücksichtigen. Diese Vereinbarung ist unverzüglich zu treffen. 

 

4. (1) Leistungen, die der Auftragnehmer ohne Auftrag oder unter eigenmächtiger Abweichung 

vom Vertrag ausführt, werden nicht vergütet. Solche Leistungen hat er auf Verlangen 

innerhalb einer angemessenen Frist zurückzunehmen oder zu beseitigen, sonst können sie auf 

seine Kosten und Gefahr zurückgesandt oder beseitigt werden. Eine Vergütung steht ihm 

jedoch zu, wenn der Auftraggeber solche Leistungen nachträglich annimmt. 

 

(2) Weitergehende Ansprüche des Auftraggebers bleiben unberührt. 

 

 

§ 3 

Ausführungsunterlagen 

 

1. Die für die Ausführung erforderlichen Unterlagen sind dem Auftragnehmer unentgeltlich und 

rechtzeitig zu übergeben, soweit sie nicht allgemein zugänglich sind. 

 

2. Die von den Vertragsparteien einander überlassenen Unterlagen dürfen ohne Zustimmung des 

Vertragspartners weder veröffentlicht, vervielfältigt noch für einen anderen als den 

vereinbarten Zweck genutzt werden. Sie sind, soweit nichts anderes vereinbart ist, auf 

Verlangen zurückzugeben. 

 . . . 
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§ 4 

Ausführung der Leistung 

 

1. (1) Der Auftragnehmer hat die Leistung unter eigener Verantwortung nach dem Vertrag 

auszuführen. Dabei hat er die Handelsbräuche, die anerkannten Regeln der Technik sowie die 

gesetzlichen Vorschriften und behördlichen Bestimmungen zu beachten. 

 

(2) Der Auftragnehmer ist für die Erfüllung der gesetzlichen, behördlichen und 

berufsgenossenschaftlichen Verpflichtungen gegenüber seinen Arbeitnehmern allein 

verantwortlich. Es ist ausschließlich seine Aufgabe, die Vereinbarungen und Maßnahmen zu 

treffen, die sein Verhältnis zu seinen Arbeitnehmern regeln.  

 

2. (1) Ist mit dem Auftraggeber vereinbart, dass er sich von der vertragsgemäßen Ausführung 

der Leistung unterrichten kann, so ist ihm innerhalb der Geschäfts- oder Betriebsstunden zu 

den Arbeitsplätzen, Werkstätten und Lagerräumen, in denen die Gegenstände der Leistung 

oder Teile von ihr hergestellt oder die hierfür bestimmten Stoffe gelagert werden, Zutritt zu 

gewähren. Auf Wunsch sind ihm die zur Unterrichtung erforderlichen Unterlagen zur Einsicht 

vorzulegen und die entsprechenden Auskünfte zu erteilen.  

 

(2) Dabei hat der Auftraggeber keinen Anspruch auf Preisgabe von Fabrikations- oder 

Geschäftsgeheimnissen des Auftragnehmers. 

 

(3) Alle bei der Besichtigung oder aus den Unterlagen und der sonstigen Unterrichtung 

erworbenen Kenntnisse von Fabrikations- oder Geschäftsgeheimnissen sind vertraulich zu 

behandeln. Bei Missbrauch haftet der Auftraggeber. 

 

3. Für die Qualität der Zulieferungen des Auftraggebers sowie für die von ihm vereinbarten 

Leistungen anderer haftet der Auftraggeber, soweit nichts anderes vereinbart ist. Der 

Auftragnehmer hat die Pflicht, dem Auftraggeber die bei Anwendung der verkehrsüblichen 

Sorgfalt erkennbaren Mängel der Zulieferungen des Auftraggebers und der vom Auftraggeber 

vereinbarten Leistungen anderer unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Unterlässt er dies, so 

übernimmt er damit die Haftung.

 . . . 
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4. Der Auftragnehmer darf die Ausführung der Leistung oder wesentlicher Teile davon nur 

mit vorheriger Zustimmung des Auftraggebers an andere übertragen. Die Zustimmung ist 

nicht erforderlich bei unwesentlichen Teilleistungen oder solchen Teilleistungen, auf die der 

Betrieb des Auftragnehmers nicht eingerichtet ist. Diese Bestimmung darf nicht zum Nachteil 

des Handels ausgelegt werden.  

 

 

§ 5 

Behinderung und Unterbrechung der Leistung 

 

1. Glaubt sich der Auftragnehmer in der ordnungsgemäßen Ausführung der Leistung behindert, 

so hat er dies dem Auftraggeber unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige kann 

unterbleiben, wenn die Tatsachen und deren hindernde Wirkung offenkundig sind. 

 

2. (1) Die Ausführungsfristen sind angemessen zu verlängern, wenn die Behinderung im Betrieb 

des Auftragnehmers durch höhere Gewalt, andere vom Auftragnehmer nicht zu vertretende 

Umstände, Streik oder durch rechtlich zulässige Aussperrung verursacht worden ist. Gleiches 

gilt für solche Behinderungen von Unterauftragnehmern und Zulieferern, soweit und solange 

der Auftragnehmer tatsächlich oder rechtlich gehindert ist, Ersatzbeschaffungen 

vorzunehmen. 

 

(2) Falls nichts anderes vereinbart ist, sind die Parteien, wenn eine nach Absatz 1 vom 

Auftragnehmer nicht zu vertretende Behinderung länger als drei Monate seit Zugang der 

Mitteilung gemäß Nr. 1 Satz 1 oder Eintritt des offenkundigen Ereignisses gemäß Nr. 1 Satz 2 

dauert berechtigt, binnen 30 Tagen nach Ablauf dieser Zeit durch schriftliche Erklärung den 

Vertrag mit sofortiger Wirkung zu kündigen oder ganz oder teilweise von ihm zurückzutreten. 

 

3. Sobald die hindernden Umstände wegfallen, hat der Auftragnehmer unter schriftlicher 

Mitteilung an den Auftraggeber die Ausführung der Leistung unverzüglich wieder 

aufzunehmen. 

 

 . . . 
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§ 6 

Art der Anlieferung und Versand 

 

Der Auftragnehmer hat, soweit der Auftraggeber die Versandkosten gesondert trägt, unter 

Beachtung der Versandbedingungen des Auftraggebers dessen Interesse sorgfältig zu wahren. 

Dies bezieht sich insbesondere auf die Wahl des Beförderungsweges, die Wahl und die 

Ausnutzung des Beförderungsmittels sowie auf die tariflich günstigste Warenbezeichnung. 

 

 

§ 7 

 Pflichtverletzungen des Auftragnehmers 

 

1. Im Fall  von Pflichtverletzungen des Auftragnehmers finden vorbehaltlich der Regelungen 

des § 14 VOL/B die gesetzlichen Vorschriften nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 

Anwendung. 

 

2. (1) Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber im Fall leicht fahrlässig verursachter Schäden 

aufgrund von Pflichtverletzungen den entgangenen Gewinn des Auftraggebers nicht zu 

ersetzen. Die Pflicht zum Ersatz dieser Schäden ist ebenfalls ausgeschlossen, wenn der 

Verzug durch Unterauftragnehmer verursacht worden ist, die der Auftraggeber dem 

Auftragnehmer vorgeschrieben hat. 

 

(2) Darüber hinaus kann die Schadensersatzpflicht im Einzelfall weiter begrenzt werden. 

Dabei sollen branchenübliche Lieferbedingungen z. B. dann berücksichtigt werden, wenn die 

Haftung summenmäßig oder auf die Erstattung von Mehraufwendungen für 

Ersatzbeschaffungen beschränkt werden soll. 

 

(3) Macht der Auftraggeber  Schadensersatz statt der ganzen Leistung oder anstelle davon 

Aufwendungsersatz geltend, so ist der Auftragnehmer verpflichtet, die ihm überlassenen 

Unterlagen (Zeichnungen, Berechnungen usw.) unverzüglich zurückzugeben. Der 

Auftraggeber hat dem Auftragnehmer unverzüglich eine Aufstellung über die Art seiner 

Ansprüche mitzuteilen. 

 . . . 



-  - 6

Die Mehrkosten für die Ausführung der  Leistung durch einen Dritten hat der Auftraggeber 

dem Auftragnehmer innerhalb von 3 Monaten nach Abrechnung mit dem Dritten mitzuteilen. 

Die Höhe der übrigen Ansprüche hat der Auftraggeber dem Auftragnehmer unverzüglich 

anzugeben. 

 

(4)  Macht der Auftraggeber bei bereits teilweise erbrachter Leistung Ansprüche auf 

Schadensersatz statt der Leistung oder anstelle davon Aufwendungsersatz nur wegen des noch 

ausstehenden Teils der Leistung geltend, so hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber 

unverzüglich eine prüfbare Rechnung über den bereits bewirkten Teil der Leistung zu 

übermitteln. Im Übrigen findet Absatz 3 Anwendung. 

 

3. Übt der Auftraggeber ein Rücktrittsrecht aus, finden Nr. 2 Absatz 3 Sätze 1 und 4 

entsprechende Anwendung; bei teilweisem Rücktritt gilt zusätzlich Nr. 2 Absatz 4 Satz 1 

entsprechend. 

 

4. (1) Gerät der Auftragnehmer in Verzug, setzt der Auftraggeber dem Auftragnehmer vor 

Ausübung des Rücktrittsrechtes eine angemessene Frist zur Leistung oder Nacherfüllung. . 

 

 (2) Der Auftraggeber ist verpflichtet, auf Verlangen des Auftragnehmers zu erklären, ob er 

wegen der Verzögerung der Leistung vom Vertrag zurücktritt oder auf der Leistung besteht. 

Diese Anfrage ist vor Ablauf der Frist nach Absatz 1 zu stellen. Bis zum Zugang der Antwort 

beim Auftragnehmer bleibt dieser zur Leistung berechtigt.  

 

 

§ 8 

Lösung des Vertrags durch den Auftraggeber 

 

1. Der Auftraggeber kann vom Vertrag zurücktreten oder den Vertrag mit sofortiger Wirkung 

kündigen, wenn über das Vermögen des Auftragnehmers das Insolvenzverfahren oder ein 

vergleichbares gesetzliches Verfahren eröffnet oder die Eröffnung beantragt oder dieser 

Antrag mangels Masse abgelehnt worden ist oder die ordnungsgemäße Abwicklung des 

Vertrags dadurch in Frage gestellt ist, dass er seine Zahlungen nicht nur vorübergehend 

einstellt. 

 

 . . . 
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2. Der Auftraggeber kann auch vom Vertrag zurücktreten oder den Vertrag mit sofortiger 

Wirkung kündigen, wenn sich der Auftragnehmer in bezug auf die Vergabe an einer 

unzulässigen Wettbewerbsbeschränkung im Sinne des Gesetzes gegen 

Wettbewerbsbeschränkungen beteiligt hat. 

 

3. Im Falle der Kündigung ist die bisherige Leistung, soweit der Auftraggeber für sie 

Verwendung hat, nach den Vertragspreisen oder nach dem Verhältnis des geleisteten Teils zu 

der gesamten vertraglichen Leistung auf der Grundlage der Vertragspreise abzurechnen; die 

nicht verwendbare Leistung wird dem Auftragnehmer auf dessen Kosten zurückgewährt. 

 

4. Die sonstigen gesetzlichen Rechte und Ansprüche des Auftraggebers bleiben unberührt. 

 

 

§ 9 

Verzug des Auftraggebers, Lösung des Vertrags 

durch den Auftragnehmer 

 

1. Im Fall des Verzugs des Auftraggebers als Schuldner und als Gläubiger finden die 

gesetzlichen Vorschriften nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen Anwendung. 

 

2. (1) Unterlässt der Auftraggeber ohne Verschulden eine ihm nach dem Vertrag obliegende 

Mitwirkung und setzt er dadurch den Auftragnehmer außerstande, die Leistung 

vertragsgemäß zu erbringen, so kann der Auftragnehmer dem Auftraggeber zur Erfüllung 

dieser Mitwirkungspflicht eine angemessene Frist setzen mit der Erklärung, dass er sich 

vorbehalte, den Vertrag mit sofortiger Wirkung zu kündigen, wenn die Mitwirkungspflicht 

nicht bis zum Ablauf der Frist erfüllt werde. 

 

(2) Im Fall der Kündigung sind bis dahin bewirkte Leistungen nach den Vertragspreisen 

abzurechnen. Im Übrigen hat der Auftragnehmer Anspruch auf eine angemessene 

Entschädigung, deren Höhe in entsprechender Anwendung von § 642 Abs. 2 des Bürgerlichen 

Gesetzbuches zu bestimmen ist. 

 

3. Ansprüche des Auftragnehmers wegen schuldhafter Verletzung von Mitwirkungspflichten 

durch den Auftraggeber bleiben unberührt. 

 . . . 
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§ 10 

Obhutspflichten 

 

Der Auftragnehmer hat bis zum Gefahrübergang die von ihm ausgeführten Leistungen und die 

für die Ausführung übergebenen Gegenstände vor Beschädigungen oder Verlust zu schützen. 

 

 

§ 11 

Vertragsstrafe 

 

1. Wenn Vertragsstrafen vereinbart sind, gelten die §§ 339 bis 345 des Bürgerlichen 

Gesetzbuches. Eine angemessene Obergrenze ist festzulegen. 

 

2. Ist die Vertragsstrafe für die Überschreitung von Ausführungsfristen vereinbart, darf sie für 

jede vollendete Woche höchstens 1/2 vom Hundert des Wertes desjenigen Teils der Leistung 

betragen, der nicht genutzt werden kann. Diese beträgt maximal 8%. Ist die Vertragsstrafe 

nach Tagen bemessen, so zählen nur Werktage; ist sie nach Wochen bemessen, so wird jeder 

Werktag einer angefangenen Woche als 1/6 Woche gerechnet.  

 

Der Auftraggeber kann Ansprüche aus verwirkter Vertragsstrafe bis zur Schlusszahlung 

geltend machen. 

 

 

 

 

§ 12 

Güteprüfung 

 

1. Güteprüfung ist die Prüfung der Leistung auf Erfüllung der vertraglich vereinbarten 

technischen und damit verbundenen organisatorischen Anforderungen durch den 

Auftraggeber oder seinen gemäß Vertrag benannten Beauftragten. Die Abnahme bleibt davon 

unberührt. 

 . . . 
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2. Ist im Vertrag eine Vereinbarung über die Güteprüfung getroffen, die Bestimmungen über 

Art, Umfang und Ort der Durchführung enthalten muss, so gelten ergänzend hierzu, falls 

nichts anderes vereinbart worden ist, die folgenden Bestimmungen: 

 

a) Auch Teilleistungen können auf Verlangen des Auftraggebers oder Auftragnehmers 

geprüft werden, insbesondere in den Fällen, in denen die Prüfung durch die weitere 

Ausführung wesentlich erschwert oder unmöglich würde. 

 

b) Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber oder dessen Beauftragten den Zeitpunkt der 

Bereitstellung der Leistung oder Teilleistungen für die vereinbarten Prüfungen rechtzeitig 

schriftlich anzuzeigen. Die Parteien legen dann unverzüglich eine Frist fest, innerhalb 

derer die Prüfungen durchzuführen sind. Verstreicht diese Frist aus Gründen, die der 

Auftraggeber zu vertreten hat ungenutzt, kann der Auftragnehmer dem Auftraggeber eine 

angemessene Nachfrist setzen mit der Forderung, entweder innerhalb der Nachfrist die 

Prüfungen durchzuführen oder zu erklären, ob der Auftraggeber auf die Güteprüfung 

verzichtet. Führt der Auftraggeber die Prüfungen nicht innerhalb der Nachfrist durch und 

verzichtet der Auftraggeber auf die Prüfungen nicht, so hat er nach dem Ende der Nachfrist 

Schadensersatz nach den Vorschriften über den Schuldnerverzug zu leisten. 

 

c) Der Auftragnehmer hat die zur Güteprüfung erforderlichen Arbeitskräfte, Räume, 

Maschinen, Geräte, Prüf- und Messeinrichtungen sowie Betriebsstoffe zur Verfügung zu 

stellen. 

 

d) Besteht aufgrund der Güteprüfung Einvernehmen über die Zurückweisung der Leistung 

oder von Teilleistungen als nicht vertragsgemäß, so hat der Auftragnehmer diese durch 

vertragsgemäße zu ersetzen. 

 

e) Besteht kein Einvernehmen über die Zurückweisung der Leistung aufgrund von 

Meinungsverschiedenheiten über das angewandte Prüfverfahren, so kann der 

Auftragnehmer eine weitere Prüfung durch eine mit dem Auftraggeber zu vereinbarende 

Prüfstelle verlangen, deren Entscheidung endgültig ist. Die hierbei entstehenden Kosten 

trägt der unterliegende Teil. 
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f) Der Auftraggeber hat vor Auslieferung der Leistung einen Freigabevermerk zu erteilen. 

Dieser ist die Voraussetzung für die Auslieferung an den Auftraggeber. 

 

g) Der Vertragspreis enthält die Kosten, die dem Auftragnehmer durch die vereinbarte 

Güteprüfung entstehen. Entsprechend der Güteprüfung unbrauchbar gewordene Stücke 

werden auf die Leistung nicht angerechnet. 

 

 

§ 13 

     Abnahme 

 

1. (1) Für den Übergang der Gefahr gelten, soweit nichts anderes vereinbart ist, die gesetzlichen 

Vorschriften. 

 

(2) Wenn der Versand oder die Übergabe der fertiggestellten Leistung auf Wunsch des 

Auftraggebers über den im Vertrag vorgesehenen Termin hinausgeschoben wird, so geht, 

sofern nicht ein anderer Zeitpunkt vereinbart ist, für den Zeitraum der Verschiebung die 

Gefahr auf den Auftraggeber über. 

 

2. (1) Abnahme ist die Erklärung des Auftraggebers, dass der Vertrag der Hauptsache nach 

erfüllt ist. Ist eine Abnahme gesetzlich vorgesehen oder vertraglich vereinbart, hat der 

Auftraggeber innerhalb der vorgesehenen Frist zu erklären, ob er die Leistung abnimmt. 

 

Liegt ein nicht wesentlicher Mangel vor, so kann der Auftraggeber die Abnahme nicht 

verweigern, wenn der Auftragnehmer seine Pflicht zur Beseitigung des Mangels ausdrücklich 

anerkennt. 

 

Bei Nichtabnahme gibt der Auftraggeber dem Auftragnehmer die Gründe bekannt und setzt, 

sofern insbesondere eine Nacherfüllung möglich und beiden Parteien zumutbar ist, eine Frist 

zur erneuten Vorstellung zur Abnahme, unbeschadet des Anspruchs des Auftraggebers aus 

der Nichteinhaltung des ursprünglichen Erfüllungszeitpunkts. 
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(2) Mit der Abnahme entfällt die Haftung des Auftragnehmers für erkannte Mängel, soweit 

sich der Auftraggeber nicht die Geltendmachung von Rechten wegen eines bestimmten 

Mangels vorbehalten hat. 

 

(3) Hat der Auftraggeber die Leistung in Benutzung genommen, so gilt die Abnahme mit 

Beginn der Benutzung als erfolgt, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

 

(4) Bei der Abnahme von Teilen der Leistung gelten die vorstehenden Absätze entsprechend. 

 

3. Der Auftraggeber kann dem Auftragnehmer eine angemessene Frist setzen um Sachen, die 

der Auftraggeber als nicht vertragsgemäß zurückgewiesen hat, fortzuschaffen. Nach Ablauf 

der Frist kann er diese Sachen unter möglichster Wahrung der Interessen des Auftragnehmers 

auf dessen Kosten veräußern. 

 

 

§ 14 

Mängelansprüche und Verjährung 

 

 

 1. Ist ein Mangel auf ein Verlangen des Auftraggebers nach Änderung der Beschaffenheit der 

Leistung (§ 2 Nr. 1), auf die von ihm gelieferten oder vorgeschriebenen Stoffe oder von ihm 

geforderten Vorlieferungen eines anderen zurückzuführen, so ist der Auftragnehmer von 

Ansprüchen aufgrund dieser Mängel frei, wenn er die schriftliche Mitteilung nach § 2 Nr. 2 

oder § 4 Nr. 3 erstattet hat oder wenn die vom Auftraggeber gelieferten Stoffe mit Mängeln 

behaftet sind, die bei Anwendung verkehrsüblicher Sorgfalt nicht erkennbar waren. 
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2. Für die Mängelansprüche gelten die gesetzlichen Vorschriften mit folgenden Maßgaben: 

 

a)  Weist die Leistung Mängel auf, so ist dem  Auftragnehmer zunächst Gelegenheit zur 

Nacherfüllung innerhalb angemessener Frist zu gewähren. Alle diejenigen Teile oder 

Leistungen sind nach Wahl des Auftragnehmers unentgeltlich nachzubessern, neu zu 

liefern oder neu zu erbringen, die innerhalb der Verjährungsfrist einen Sachmangel 

aufweisen, soweit dessen Ursache bereits im Zeitpunkt des Gefahrübergangs vorlag. 

 

Nach Ablauf der Frist zur Nacherfüllung kann der Auftraggeber die Mängel auf Kosten des 

Auftragnehmers selbst beseitigen oder durch einen Dritten beseitigen lassen. 

 

Der Auftraggeber kann eine angemessene Frist auch mit dem Hinweis setzen, dass er die 

Beseitigung des Mangels nach erfolglosem Ablauf der Frist ablehne; in diesem Fall kann 

der Auftraggeber nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen  

1. die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten sowie  

2. Schadensersatz oder Ersatz vergeblicher Aufwendungen verlangen. 

 

 

 b)  Ein Anspruch des Auftraggebers auf Schadensersatz bezieht sich auf den Schaden am 

Gegenstand des Vertrages selbst, es sei denn, 

 

aa) der entstandene Schaden ist durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des 

Auftragnehmers selbst, seiner gesetzlichen Vertreter oder seiner Erfüllungsgehilfen (§ 278 

des Bürgerlichen Gesetzbuches) verursacht,  

bb) der Schaden ist durch die Nichterfüllung einer Garantie für die Beschaffenheit der 

Leistung verursacht oder 

cc) der Schaden resultiert aus einer Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 

Gesundheit. 

 

Soweit der Auftragnehmer nicht nach aa) – cc) haftet, ist der Anspruch auf Ersatz 

vergeblicher Aufwendungen begrenzt auf den Wert der vom Mangel betroffenen Leistung. 
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Die Schadens- und Aufwendungsersatzpflicht gemäß aa) entfällt, wenn der Auftragnehmer 

nachweist, dass Sabotage vorliegt, oder wenn der Auftraggeber die Erfüllungsgehilfen 

gestellt hat oder wenn der Auftragnehmer auf die Auswahl der Erfüllungsgehilfen einen 

entscheidenden Einfluss nicht ausüben konnte. 

 

 

c)  Der Auftraggeber kann dem Auftragnehmer eine angemessene Frist setzen, mangelhafte 

Sachen fortzuschaffen. Nach Ablauf der Frist kann er diese Sachen unter möglichster 

Wahrung der Interessen des Auftragnehmers auf dessen Kosten veräußern. 

 

d)  Für vom Auftraggeber unsachgemäß und ohne Zustimmung des Auftragnehmers 

vorgenommene Änderungen oder Instandsetzungsarbeiten und deren Folgen haftet der 

Auftragnehmer nicht. 

 

3.  Soweit nichts anderes vereinbart ist, gelten für die Verjährung der Mängelansprüche  die 

gesetzlichen Fristen des Bürgerlichen Gesetzbuches. Andere Regelungen sollen vorgesehen 

werden, wenn dies wegen der Eigenart der Leistung erforderlich ist; hierbei können die in 

dem jeweiligen Wirtschaftszweig üblichen Regelungen in Betracht gezogen werden. Der 

Auftraggeber hat dem Auftragnehmer  Mängel unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 

 

§ 15 

Rechnung 

 

1. (1) Der Auftragnehmer hat seine Leistung nachprüfbar abzurechnen. Er hat dazu Rechnungen 

übersichtlich aufzustellen und dabei die im Vertrag vereinbarte Reihenfolge der Posten 

einzuhalten, die in den Vertragsbestandteilen enthaltenen Bezeichnungen zu verwenden sowie 

gegebenenfalls sonstige im Vertrag festgelegte Anforderungen an Rechnungsvordrucke zu 

erfüllen und Art und Umfang der Leistung durch Belege in allgemein üblicher Form 

nachzuweisen. Rechnungsbeträge, die für Änderungen und Ergänzungen zu zahlen sind, 

sollen unter Hinweis auf die getroffenen Vereinbarungen von den übrigen getrennt aufgeführt 

oder besonders kenntlich gemacht werden. 

 

(2) Wenn vom Auftragnehmer nicht anders bezeichnet, gilt diese Rechnung als 

Schlussrechnung. 
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2.  Wird eine prüfbare Rechnung gemäß Nr. 1 trotz Setzung einer angemessenen Frist nicht 

eingereicht, so kann der Auftraggeber die Rechnung auf Kosten des Auftragnehmers für 

diesen aufstellen, wenn er dies angekündigt hat. 

 

 

§ 16 

Leistungen nach Stundenverrechnungssätzen 

 

1. Leistungen werden zu Stundenverrechnungssätzen nur bezahlt, wenn dies im Vertrag 

vorgesehen ist oder wenn sie vor Beginn der Ausführung vom Auftraggeber in Auftrag 

gegeben worden sind. 
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2. Dem Auftraggeber sind Beginn und Beendigung von derartigen Arbeiten anzuzeigen. Soweit 

nichts anderes vereinbart ist, sind über die Arbeiten nach Stundenverrechnungssätzen 

wöchentlich Listen einzureichen, in denen die geleisteten Arbeitsstunden und die etwa 

besonders zu vergütenden Roh- und Werkstoffe, Hilfs- und Betriebsstoffe sowie besonders 

vereinbarte Vergütungen für die Bereitstellung von Gerüsten, Werkzeugen, Geräten, 

Maschinen und dergleichen aufzuführen sind. 

 

3.  Soweit nichts anderes vereinbart ist, sind Listen wöchentlich, erstmalig 12 Werktage nach 

Beginn, einzureichen. 

 

 

§ 17 

Zahlung 

 

1. Die Zahlung des Rechnungsbetrages erfolgt nach Erfüllung der Leistung. Sie kann früher 

gemäß den vereinbarten Zahlungsbedingungen erfolgen. Fehlen solche Vereinbarungen, so 

hat die Zahlung des Rechnungsbetrages binnen 30 Tagen nach Eingang der prüfbaren 

Rechnung zu erfolgen. Die Zahlung geschieht in der Regel bargeldlos. Maßgebend für die 

Rechtzeitigkeit ist der Zugang des Überweisungsauftrages beim Zahlungsinstitut des 

Auftraggebers. 

 

2. Sofern Abschlagszahlungen vereinbart sind, sind sie in angemessenen Fristen auf Antrag 

entsprechend dem Wert der erbrachten Leistungen in vertretbarer Höhe zu leisten. Die 

Leistungen sind durch nachprüfbare Aufstellungen nachzuweisen. Abschlagszahlungen gelten 

nicht als Abnahme von Teilen der Leistung. 

 

3. Bleiben bei der Schlussrechnung Meinungsverschiedenheiten, so ist dem Auftragnehmer 

gleichwohl der ihm unbestritten zustehende Betrag auszuzahlen. 

 

4. Die vorbehaltlose Annahme der als solche gekennzeichneten Schlusszahlung schließt 

Nachforderungen aus. Ein Vorbehalt ist innerhalb von zwei Wochen nach Eingang der 

Schlusszahlung zu erklären. 
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Ein Vorbehalt wird hinfällig, wenn nicht innerhalb eines weiteren Monats eine prüfbare 

Rechnung über die vorbehaltenen Forderungen eingereicht oder, wenn dies nicht möglich ist, 

der Vorbehalt eingehend begründet wird. 

 

5.  Werden nach Annahme der Schlusszahlung Fehler in den Unterlagen der Abrechnung 

festgestellt, so ist die Schlussrechnung zu berichtigen. Solche Fehler sind Fehler in der 

Leistungsermittlung und in der Anwendung der allgemeinen Rechenregeln, Komma- und 

Übertragungs- einschließlich Seitenübertragungsfehler. Auftraggeber und Auftragnehmer sind 

verpflichtet, die sich daraus ergebenden Beträge zu erstatten. 

 

 

§ 18 

Sicherheitsleistung 

 

1. (1) Soweit nichts anderes vereinbart ist, sind Sicherheitsleistungen unter den Voraussetzungen 

des § 14 VOL/A erst ab einem Auftragswert von 50.000,-- Euro zulässig. Wenn eine 

Sicherheitsleistung vereinbart ist, gelten die §§ 232-240 des Bürgerlichen Gesetzbuches, 

soweit sich aus den nachstehenden Bestimmungen nichts anderes ergibt. 

 

(2) Die Sicherheit dient dazu, die vertragsgemäße Ausführung der Leistung und die 

Durchsetzung von Mängelansprüchen sicherzustellen. 

 

2. (1) Wenn im Vertrag nichts anderes vereinbart ist, kann Sicherheit durch Hinterlegung von 

Geld oder durch Bürgschaft eines in der Europäischen Union oder in einem Staat, der 

Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder Mitglied des 

WTO-Dienstleistungsübereinkommens (GATS) ist, zugelassenen Kreditinstituts oder 

Kreditversicherers geleistet werden. Sofern der Auftraggeber im Einzelfall begründete 

Bedenken gegen die Tauglichkeit des Bürgen hat, hat der Auftragnehmer die Tauglichkeit 

nachzuweisen. 

 

(2) Der Auftragnehmer hat die Wahl unter den verschiedenen Arten der Sicherheit; er kann 

eine Sicherheit durch eine andere ersetzen. 
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3. Bei Bürgschaft durch andere als zugelassene Kreditinstitute oder Kreditversicherer ist 

Voraussetzung, dass der Auftraggeber den Bürgen als tauglich anerkannt hat. 

 

4. (1) Die Bürgschaftserklärung ist schriftlich mit der ausdrücklichen Bestimmung, dass die 

Bürgschaft deutschem Recht unterliegt, unter Verzicht auf die Einreden der 

Aufrechenbarkeit, der Anfechtbarkeit und der Vorausklage abzugeben (§§ 770, 771 des 

Bürgerlichen Gesetzbuches); sie darf nicht auf bestimmte Zeit begrenzt und muss nach 

Vorschrift des Auftraggebers ausgestellt sein. Die Bürgschaft muss unter den 

Voraussetzungen von § 38 der Zivilprozessordnung die ausdrückliche Vereinbarung eines 

vom Auftraggeber gewählten inländischen Gerichtsstands für alle Streitigkeiten über die 

Gültigkeit der Bürgschaftsvereinbarung sowie aus der Vereinbarung selbst enthalten. 

 

(2) Der Auftraggeber kann als Sicherheit keine Bürgschaft fordern, die den Bürgen zur 

Zahlung auf erstes Anfordern verpflichtet. 

 

5. Wird Sicherheit durch Hinterlegung von Geld geleistet, so hat der Auftragnehmer den Betrag 

bei einem zu vereinbarenden Geldinstitut auf ein Sperrkonto einzuzahlen, über das beide 

Parteien nur gemeinsam verfügen können. Etwaige Zinsen stehen dem Auftragnehmer zu. 

 

6. Der Auftragnehmer hat die Sicherheit binnen 18 Werktagen nach Vertragsschluss zu leisten, 

wenn nichts anderes vereinbart ist. 

 

7. Der Auftraggeber hat eine Sicherheit entsprechend dem völligen oder teilweisen Wegfall des 

Sicherungszwecks unverzüglich zurückzugeben. 

 

 

§ 19 

Streitigkeiten 

 

1. Bei Meinungsverschiedenheiten sollen Auftraggeber und Auftragnehmer zunächst versuchen, 

möglichst binnen zweier Monate eine gütliche Einigung herbeizuführen. 

 . . . 



-  - 18

 

2. Liegen die Voraussetzungen für eine Gerichtsstandsvereinbarung nach § 38 der 

Zivilprozessordnung vor, richtet sich der Gerichtsstand für alle Streitigkeiten über die 

Gültigkeit des Vertrages und aus dem Vertragsverhältnis ausschließlich nach dem Sitz der für 

die Prozessvertretung des Auftraggebers zuständigen Stelle, soweit nichts anderes vereinbart 

ist. Die auftraggebende Stelle ist auf Verlangen verpflichtet, die den Auftraggeber im Prozess 

vertretende Stelle mitzuteilen. 

 

3. Streitfälle berechtigen den Auftragnehmer nicht, die übertragenen Leistungen einzustellen, 

wenn der Auftraggeber erklärt, dass aus Gründen besonderen öffentlichen Interesses eine 

Fortführung der Leistung geboten ist. 
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